
Aktenzeichen:

3-33153164..-—_..-

Verkündet

am 15; Eebruar 1962

I m N.a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

der Allgemeinen Ortskrankenkasse München, München 45‚
Meistraße 45—47, vertreten durch den Geschäfts—
fuhrer,

‚ Beklagten und Revisionsklägcrin‚-

Prozeßbevollmächtigter:

gegen den Landesfürsorgeverbend Oberbayerh,
}Munchen 22, Maximilianstraße 59, “

Kläger und Revisionsbeklagten,

‚519zeßheygllmächtigtqr;„

hat der 5° Senat des Bundessozielgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 13° Februar 1962,

an der mitgewirkt haben

U
)

Senatspräsident Prof° Dr° B o 3
als Vorsitzender,

die Buhdesrichter Dr° S c h r a f t
und Dr° L a n g k e i t

sowie die Bundessozialrichter N o t t b o h m

und T i c d t =
als ehrenamtliche heisitzcr,

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts München vom 21° September 4961

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„ '

Von Rechts wegen°
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Die beklagte Krankenkasse gewährte ihrem als Rentnerin bei

ihr versicherten Mitglied Frau A. wegen einer progredienten
chronischen Polyarthritis für 26 Wochen Krankenhauspflege°

Nach dem Ablauf dieser Frist, d„h° der Aussteuerung der Frau

A, am 21° Februar„■961‚ übernahm der klagende Landesfürsorge—
verband die Kosten der Krankenhauspflege bis zu ihrer Ent—

lassung aus dem Krankenhaus am 9° August 1961° Während der

ganzen Zeit war Frau A„ wegen desselben Leidens krankenhausm

pflegebedürftig gewesena Vom Zeitpunkt der Aussteuerung der

Frau A an (21„ Februar 1961) zahlte die beklagte Kr anken—
lkasse an den klagenden Landesfürsorgeverband den Abgeltungs—

betrag von täglich 1 DM nach Abschnitt III des Erlasses des
Reichsarbeitsministers betr° Verbesserungen in der gesetz—

lichen Krankenversicherung (KrV) vom 2 November 1945 (AN

S 485)

'Der klagende Landesfürsorgeverband ist der Auffassung, daß

die beklagte Krankenkasse auf Grund der Erweiterung ihrer

Leistungspflichten (@ 185 Abs° 2 Reichsversicherungsordnung
—RVO—nF) durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des

Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung

der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 120 Juli 1961 — BGBl I

S„ 915 — (LeistungsverbesserungsG) verpflichtet war, vom,
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes an — 1„ nugust

1961 — ihrem Mitglied Frau A„ wieder Krankenhauspflege zu
gewähren° Er beanspruchte von der beklagten—Krankenkasse

nach @@6, 8,'11 des Körperbehindertengesetzes vom 270 Fe—

bruar 1957 —BGBl I S„ 147 — (KEG) und 5 1551 EVO

Ersatz seiner Aufwendungen für Krankenhauspflege

für die Zeit vom 1„ bis 9° August 1961 unter

Zugrundelegung von 7/8 eines Grundlohns von
10,86 DM und unter Berücksichtigung des bereits

gezahlten Abgeltungsbetrages
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u1d beantragte vor dem Sozialgericht (SG) München, nachdem die

beklagte Krankenkasse die Forderung des Klägers abgelehnt hat—

te, eine entsprechende Verurteilung der Beklagten„

Die beklagte hrankenkasse hat um Klageabweisung gebeten° Ihre
Pflicht, Krankenhauspflege zu gewähren, sei mit der Aussteuerung

der Frau A„ am 210 Februar 1961 endgültig erloschen und nicht

»mit dem Inkrafttreten des neuen Rechts am 10 August 1961 wieder—
aufgelebto Wenn Art° 6 Abs, 5 LeistungsverbesserungsG vorschrei—

be, daß Zeiten des Bézuges von Krankengeld und Krankénhauspflege,

die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes lägen, auf die Bezugszeiten

nach neuem Recht anzurechnen seien, falls es sich um dieselbe

Krankheit handele, so sei dafür Voraussetzung, daß ein Anspruch

auf Krankenhilfe überhaupt bestehe; auf einen untergegangenen

Anspruch könnten frühere Zeiten des Leistungsbezuges nicht an—
.gerechnet werden° ‘

Die Berufung wurde zugelassen (Urteil vom 21° September 1961)°

Das SG ist davon ausgegangen, daß der klagende Landesfürsorge—

verband nach %s 1551, 1555 Nr° 2, 1524 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 RVG

ven der beklagten Krankenkasse Ersatz verlangen könne, wenn der

Versicherten A„ in der Zeit vom 1° bis 9° August 1961 von der

Beklagten Krankenhauspflege hätte gewährt werden müssen. Das sei

zu bejehen° Die durch % 185 Abs. 2 RVO nF erweiterte Verpflich—

tung der beklagten Krankenkasse zur Gewährung von Krankenhaus—

pflege gelte nach Art° 6 Abs, 5 IeistungsverbesserungsG auch

für Versicherte, die vor dem 1° August 1961 bereits ausgesteuert,

aber über den 51° Juli 1961 hinaus wegen der gleichen Krankheit
arbeitsunfähig oder krankenhauspflegebedürftig geblieben seien°

Nur seien nach der genannten Vorschrift die vor dem 1° August 1961

liegenden Bezugszeiten auf den Anspruch auf Krankenhauspflege an—

zurechnen° '

Gegen dieses Urteil hat die beklagte Krankenkasse mit Zustimmung

des klagenden Landesfürsorgeverbandes Sprungrevision mit dem

Antrag eingelegt,
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das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Sie ist der Auffassung, daß die Übergangsregelung des Art° 6

Abs, 5 LeistungsverbesserungsG nicht erkennen lasse, ob

5 485 Abs° 2 EVO nF auch für Mitglieder gelten solle„die

am 4, August 4964 bereits ausgesteuert waren. Demgemäß müsse

auf den allgemein in der Sozialversicherung gültigen Grund—

satz zurückgegriffen werden, daß neues Recht nur auf neue V

Versicherungsfälle Anwendung finde, wie dies auch in 5 244

EVO und Artl 30 Einführungsgesetz (EinfG) zur EVO zum Aus—

druck gekommen sei° Hiernach blieben grundsätzlich die im

Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Rechts noch schuobenden

oder schon abgeschlossenen Versicherungsfälle von der Ge—

setzesänderung unberührt° Der Anspruch auf Krankengeld sei

nach dem neugefaßten % 485 RVOein selbständiger Anspruch
geworden, der nicht zur "Krenkenhilfe" gehöre, vielmehr allein

vom Eintritt des neuen Versicherungsfalles der Arbeitsun—

fähigkeit abhänge° Versicherte, die am 4. August 4964 ausge—

steuert gewesen seien, könnten daher Ansprüche nach neuem

Recht nur erwerben, wenn sie naeh dem54° Juli 4964 erneut

arbeitsunfähig bzw° krankenhauSpflegebedürftig würden°

Der klagende Landesfürsorgeverband hat um Zurückweisung der

Sprungrevision gebeten° Nach seiner Rechtsauffassung gilt

der Grundsatz, daß Gesetzesänderungen auf laufende Versiche—

rungsfälle Anwendung finden oder doch auf sie einwirken

können, wenn diese Änderungen dem Berechtigten erhöhte Lei—

stungen bringen° Das sei auch in der Übergangsregelung des

Art° 6 Abs° } Leistungsve;besserungsG klar zum Ausdruck

gekommen, wonach in laufenden Versicherungsiällen das neue

Recht anzuwenden sei°
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II

Die Sprungrevision ist zulässig„ Die Berufung war nach % 149

Sozialgerichtsgesetz (SGG) ausgeschlossen° Das SG hat sie

aber zugelassen (5 150 Nr° 1 SGG)° Somit ist, wie das Bundes—

sozialgericht (BSG) entschieden hat (BSG 1, 69), die Sprung-
revision statthaft (% 161 Abs. 1 Satz 1 SGG)° Sie ist auch
in der vorgeschriebenen Form — unter Beifügung der schrift—

lichen Erklärung der Einwilligung des Rechtsmittelgegners

(% 161 Abs° 1 Satz 2 SGG) - eingelegt worden,

Die Sprungrevision ist jedoch nicht begründet° Zu Recht hat

das SG dem klagenden Landesfürsorgeverband einen Ersatzanspruch

gegen die beklagte Krankenkasse nach 5 1551 RVG zugesprochen°

Hierbei kann offen bleiben, ob Frau A„ "körperbehindert" ge—

wesen ist und, wie es den Anschein hat, vom SG aber nicht ge—

prüft—worden ist, vom klagenden Landesfürsorgeverband Lei—

stungen nach dem KEG erhalten hat° Auch in diesem Falle wäre

der Ersatzanspruch des klagenden Landesfürsorgeverbandes nach
5 1551 in Verbindung mit 5% 1555 Nr° 2, 1524 Abs° 1 Sätze 2

bis 4 RVG zu beurteilen, da eine behandlungsbedürftige Körper—

behinderung gleichzeitig eine Krankheit im Sinne des Zweiten

Buches der RVGdarstellt (BSG 45, 154)„

Dieser Ersatzanspruch hängt nach S 1551 RVO davon ab, daß die

Versicherte A„ in der Zeit vom 10 bis 9° August 1961 einen
"Anspruch" auf Krankenhauspflege gegen die beklagte Krankenkasse

hatte° Ein "Anspruch" im Sinne dieser Vorschrift ist auch dann

als gegeben an2usehén,
wenn die Krankenkasse die Krankenhaus—

pflege nicht verweigern durfte, ohne die gesetzlichen Grenzen

ihres Ermessens zu überschreiten (BSG 9, 112, 125 f; 15, 154,
159)° Die Notwendigkeit der Krankenhausbehandlung in dem ge—

nannten Zeitraum steht nach den Feststellungen des SG außer

Zweifel° Die beklagte Krankenkasse beruft sich auch allein

darauf, % 185 Abs, 2 RVG in der Fassung des Leistuhgsverbessc-

rungsG, wonach Krankengeld — und demgemäß auch Krankenhaus—
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pflege (Erlaß des RAM vom 2° November 1945 Abschn° I Nr° 2

"zu 5 184 RVG"LAN 8„ 485, 4857) —grundsätzlich ohne zeit—
liche Begrenzung gewährt werde, könne im vorliegenden Fall

nicht Anwendung finden, weil Frau A° bereits eine Reihe von
Monaten vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts — dem 4„ August

1961 (Art° 9 LeistungsverbesserungsG) - ausgesteuert gewesen

sei„

Mit Recht sieht die beklagte Krankenkasse für die Beurteilung

der Frage, ob 5 185 Abs° 2 RVGnF im vorliegenden Streitfall
anzuwenden ist, als ausschlaggebend an, ob das die Rechts—,
änderung enthaltende Gesetz seine Geltungskraft auf Versiche-

rungsfälle erstreckt, die bereits vor seinem Inkrafttreten

eingetreten sind° Wie im bürgerlichen Recht (vgl° RGZ 87, 202,

208) gilt auch im Sozialversicherungsrecht der Grundsatz, daß

Tatbestände, die nach neuem Recht anspruchsbegründend sind,
aber bereits vor Inkrafttreten des neuen Rechts abgeschlossen

vorliegen, von der Rechtsänderung nicht erfaßt werden, wenn

nicht das neue Recht selbst ausdrücklich oder dem Sinne nach

seinen Geltungsbereich auf diese Sachverhalte erstreckt (aeg°

Rückwirkung von Gesetzen;ng° Scheerbarth, Die Anwendung von

Gesetzen auf früher entstandene Sachverhalte, Berlin 1961)„

Im Sozialversicherungsrecht ist in diesem Sinne für die Frage

der Anwendung alten oder neuen Rechts — vorbehaltlich einer

anderen gesetzlichen Regelung — der Eintritt des Versicherungs—

falls maßgebend, so daß hier der Grundsatz gilt, daß für An—
lsprüche aus Versicherungsfällen vor Inkrafttreten des neuen

Rechts die bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften
bestimmend bleiben (Grunde° Entsch° des Reichsversicherungsamts

—RVA—Nr„ 2695 in AN 1922, 281; vgl„ auch die Rentenversiche—

runge-Neuregelungsgesetze: Art° 2 5—5 ArVNG; Art° 2 € 6 AnVNG)„

Demnach wird grundsätzlich der Anspruch, wie es das RVA in der
Aangeführten Entscheidung im Hinblick auf einen Versicherungs—

fall aus dem Recht der Krankenversicherung formuliert hat,

"seinem ganzen Umfang nach im Augenblick des Eintritts des
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Versicherungsfalls erworben"° Er wird von späteren Rechtsände—

rungen nur berührt, soweit eine solche Einwirkung in dem Ge—

setz vorgesehen isto

'_Wenn demgegenüber der klagende Landesfürsorgeverband einen

Grundsatz annimmt, daß Rechtsyg;yüngtigyngen_des neuen Rechts

auch für alte Versicherungsfälle gelten, so kann er sich zwar

auf eine nicht selten in diesem Sinne geübte Gesetzgebungs—

praxis berufen° So hat Art° 30 EinfG zur RVG vorgeschrieben,

daß für Versicherungsfälle, in denen bei Inkrafttreten der

BVG die Leistungspflicht der Krankenkasse noch fortdauert,

von diesem Tage an die Vorschriften der RVG gelten, soweit sie

für die Berechtigten günstiger sind° Jedoch Spricht die ge—

setzliche Regelung in diesem Falle gerade dafür, daß ohne sie

die alten Versicherungsfälle an der Besserstellung durch das

neue Recht nicht teilhaben würden, So wenig sozialpolitisch

befriedigend es im Einzelfall auch sein mag, daß beim Zusammen—

treffen von altem und neuem Recht grundsätzlich ein Stichtag
darüber entscheidet, ob der Sache nach gleiche Tatbestände an

‘einer
neu eingeführten Rechtsvergünstigung teilnehmen, so liegt

"es doch grundsätzlich im Ermessen des Gesetzgebers, den zeit—

lichen Geltungsbereich seiner Rechtsänderung zu bestimmen, sofern

die darin liegende Differenzierung — die Aufteilung der Versicher;

ten in Gruppen verschiedenen Rechts — nicht etwa aus Erwägungen

der_Gercchtigkeit und Zweckmäßigkeit gegen den allgemeinen Gleich—

heitssatz (Art, ; Abs° 4 GG)verstößt (vg1° BVerfG 5, 240)° Es
‚bedarf hier indessen keiner Prüfung dieser verfassungsrechtlichen„
Frage, weil das LeistungsverbesserungsG in Art° 6 Abs° 5 erken—

nen läßt, daß der Gesetzgeber eine solche unterschiedliche Rechts—
‚‘Stellung der arbeitsunfähigen Versicherten nicht geWollt hat°

Zu Unrecht entnimmt die beklagte Krankenkasse in Anlehnung an
Siebeck/Töns (Neues Leistungsrecht in der Krankenversicherung;
vgl° SO 68 f, 85, 261 ff) dem LeistungsverbesserungsG, daß es

den Anspruch auf Krankengeld aus seiner engen Beziehung zum

-8—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Versicherungsfall der Krankheit gelöst und verselbständigt

habe, so daß nunmehr der "Arbeitsunfähigkeitsfall“ (bzw. der
Fall der Krankenhauspflegebedürftigkeit, soweit es sich um
die Leistung der Krankenhauspflcge«handelt)_den Anspruch auf

Krankengeld als selbständigen Anspruch auslösc, der nicht mehr

als-Bestandteil der "Krankenhilfe" aufzufasscn sei (vgl° ins—
besondere Siebeck/Töns aaO S. 265)° Dem steht schon der k ar

Wortlaut des % 182 Abs° 1 Nr° 2 RVG nF entgegen, der — insoweit

wörtlich mit 5 182 Abs° 1 Nr° 2 EVO aF übereinstimmend —vor-
schreibt, daß "als Krankenhilfe" Krankengeld gewährt wir , wenn,
die Krankheit den Versicherten arbeitsunfähig macht° Demnach

ist die Arbeitsunfähigkeit gleich der Eehandlungsbedürftigkeit
nach wie vor nur eine der Erscheinungsformen, in denen sich

die den Versicherungsfall auslöscnde Krankheit äußern kann
(so der erkennende Senat in BSG 5, 283, 286)° Wo immer das

Gesetz im Bereich der Krankenversicherung auf den Eintritt

des "Versicherungsfalls" als Anspruchsgrundlage verweist (vgl°

zoB° % 214 Abs° 1 Satz 1 RVG), ist —abgesehen von den Sonder—
fällen der Geburt und des Todes — die Erkrankung gemeint, wie

schon das BVA (angesichts der durch die Erlasse des Reichs—

arbeitsministers — RAM — vom 20° Mai 1941/ 2° November 1945

betr„ Verbesserungen in der gesetzlichen Krankenversicherung
_

_/_KN4941,197und4945,4827gewecktenZweifel) unter Zusammen-”„
fassung der in seiner Rechtsprechung entwickelten Gedanken

überzeugend dargetan hat (Grundsd■ntsch° Nr° 545 in AN 19H4,
38)„ Zwar schließt der hieraus abgeleitete Grundsatz der Ein—

heit des Versicherungsfalls nicht aus, daß für die Berechnung

des für das Krankengeld maßgebenden Grundlohns — nach dem

Sinn und Zweck des Krankengeldes — auf die Verhältnisse im

Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfäligkeit (und nicht des

Versicherungsfalls der Erkrankung) abgestellt wird (BSG 5,

285, 286 ff; Vgl° auch Grunde° Entsch° des RVA Nr‚ 5517, AN

194}, 145)° Kommt hierin auch eine "weitgehende Verselbständi—

gung der Arbeitsunfähigkeit als Anspruchsvoraussetzung“ (EVA

in AN 1944, 39) zum Ausdruck, so betri ft sie doch nur die

Höhe des Anspruchs, der seinen Grunde nach auf den Versiche--
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rungsfall der Krankheit zurückgeht und durch das Hinzutreten

der Anspruchsvoraussetzung der Arbeitsunfähigkeit zum konkreten

Anspruch auf Krankengeld verdichtet wird°

Demnach ist auch bei der Entscheidung über die vorliegende Frage,

ob Art, 185 Abs. 2 BVG nF auch für "alte" Versicherungsfälle gilt,

als Versicherungsfall die Erkrankung (Eintritt der Behandlungs—

bedürftigkeit) des Versicherten anzusehen° Es ist also zu prü-

fen, ob und in welchem Umfange das LeistungsverbesserungsG_die

Leistungsverbesserung des Art° 185 Abs° 2 RVG nF den Versicher—

ten gewährt, die schon vor dem 1° August 1961 erkrankt waren,
aber erst nach dem 51° Juli 1961 - infolge der gleichen Erkran—

kung — arbeitsunfähig geworden oder — wenn sie schon vorher

arbeitsunfähig gewesen sind - über diesen Tag hinaus arbeits—

unfähig geblieben sind. Das genannte Gesetz hat in den “Über—

gangsvorschriften" die Frage der Rückwirkung des 5 185 Abs„ 2

RVO nF insofern geregelt, als nach Art° 6 Abs° 5 des Gesetzes

Zeiten des Eezugcs von Krankenhau3pflege und Krankengeld, die

vor Inkrafttreten des Gesetzes liegen, auf_die Bezugszeiten nach

neuem Recht angerechnet werden, wenn es sich um dieselbe Krank—
heit handelt° An dieser Regelung ist soviel klar, daß sie für

Versicherungsfällc gilt, die vor Inkrafttreten des Leistungsver—

besserungsG eingetreten sind; denn es muß sich um dieselbe Krank—

heit und um Leistungen handeln, die wegen dieser Krankheit bc—

roits vor Inkrafttreten des LeistungsverbesserungsG gewährt wor—

den sind° Demnach-haben die "alten" Versicherungsfälle grundsätz—

lich teil an der Leistungsverbesserung des 5 185 Abs° 2 BVG nF,

und zwar mit der — aus der Einheit des Versicherungsfalls folgen-

den — Beschränkung, daß Zeiten der Krankenhauspflege und des Be—

zuges von Krankengeld, die vor Inkrafttreten des Leistungsver—

besserungsG liegen, auf die Leistungszeiten nach neuem Recht an-
gerechnet werden"

Eine Einschränkung der AnWendung des neuen Rechts auf alte Ver—

sicherungsfälle ist dieser Übergangsregelung nicht zu entnehmen°

Insbesondere fehlt jeder Anhalt dafür, daß innerhalb der “alten"
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Versicherungsfälle unterschieden werden soll zwischen solchen,

bei denen im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Leistungsver—

besserungsG noch Leistungen (Krankenhauspflege oder 'ranken-
geld) bezogen werden, und solchen, bei denen dies — etwa in—

folge Aussteuerung — nicht mehr der Fall ist‚ Hätte Art„ 6

Abs" } LeistungsverbesserungsG auf das Bestehen eines An-

spruchs auf Krankengeld bzw. Krankenhauspflege im Zeitpunkt

des Inkrafttretens dieses Gesetzes abstellen wollen, so hätte

es nahegelegen, dies ähnlich wie im Abs° 1 den Art° 6 klar

zum Ausdruck zu bringen (Abs, 1: "Besteht bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes Anspruch auf Zahlung des Zuschusses nach..."),

Im übrigen unterscheidet sich diese Regelung insofern deut—

lich von der des Abs° 3, als neben der Frage, ob die Vor—

schriften des neuen Rechts über die Höhe des Zusehussee

(Art° 4'LeistungsverbesserungsG) für alte Leistungsfälle
gelten sollen, auch die für die Verwaltung bei'dor Bearbei—

tung laufender Leistungsfälle gleichermaßen bedeutsame Frage

geregelt ist, wie bei der Berechnung und Zahlung des Zuschus—

ses vom Inkrafttreten des neuen Rechts an zu vorfa„ren ist°
_

Hingegen behandelt Art. 6 Abs° 5 LeistungsverbesserungsG nur
“

die Frage, in welchem Ausmaß die zeitliche Leistungsver—'

besserung des 5 483 Abs° 2 RVGnF auf alte Versicherungs—
fälle Anwendung finden soll. So_ist mit Schmatz/Fischwasser

(Das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung

der Arbeiter im Krankheitsfall 4. Aufl., 2. Absehn. Art. 6
der Novelle 4961, Anm° I S, 229) aus der Übergangsregelung

des rt, 6 in ihrer versehiedenartigen Ausgestaltung der

Schluß zu ziehen, daß der Gesetzgeber offenbar davon ausge—

gangen ist, daß vom Inkrafttreten des LeistungsverbesserungsG

an die "materiellen" Neuregelungen — gemeint sind offenbar

die Vorschriften über Höhe und Dauer der Leistungen — gelten

isollen, daß die laufenden Fälle aber "formell" —damit dürften

besonders die Modalitäten der Zahlung gemeint sein — nach

altem Recht abzuwickeln sind° Demnach bestätigt der Zusammen-

hang, in dem Art° 6 Abs. 5 LeistungsverbesserungsG steht, den
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schon durch die Fassung dieser Vorschrift nahegelegten Schluß,

daß diese Übergangsregelung für alle "alten" Versicherungs—

fälle unter Einschluß derer gilt, bei denen im Zeitpunkt des

Inkrafttretens des LeistungsverbesserungsG ein Anspruch auf

Krankengeld (Krankenhauspflege) nicht mehr bestand (im Ergeb—
nis so auch Schmatz/Fischwasser aaO Art„ 6 der Novelle 1961

Anna IV; BMA in einem ohne Angabe des Datums und Aktenzeichens

\ mitgeteilten Erlaß £}itiert in Soziale Sicherheit 1962, 597;

a„A° Siebeck/TönsaaO8° 264 ff)„

Dieser Auffassung steht, wie schon das SG zutreffend erwogen

hat, nicht entscheidend entgegen, daß in der Begründung zu

dem mit Art° 6 Abs„ 5 leistungsverbesserungsG übereinstimmenden

Arto 3 € 7 des Entwurfs eines rankenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzos ausgeführt ist: " Die Verlängerung der Unterstützungs-

dauer für Krankenhauspflege und Krankengeld soll auch den Ver-

sicherten zugute kommen, die diese Leistungen bei Inkrafttreten

dieses Gesetzes beziehen? (Dtsch° Bundestag, 5° Wahlperiode,

Drucks° Nr„ 1540 S° 128)° Damit ist nur zum Ausdruck gebracht,
daß die Regierung in der ersten Ehase des Gesetzgebungsverfah—

rens — der Entwurfsbearbeitung — über eine zwar textlich gleich—

lautende, aber in einem anderen Zusammenhang stehende Bestimmung

des Entwurfs eines anderen Gesetzes eine bestimmte Vorstellung

gehabt hat° Diese Äußerung ist nicht die Stimme des Gesetzgebers°
Die in der Begründung des angeführten Gesetzentwurfs zum Aus—

druck gebrachte Auffassung hat keinen Niederschlag im Gesetz ge—
funden° Gegenstand der Auslegung ist aber allein der im Gesetz

selbst zum Ausdruck gelangte "objektivierte" Wille des Gesetz—

gebers, wie er sich aus dem Wortlaut und dem Sinnzusammenhang

ergibt (BSG e, 252, 254 f; 9, “158, 460 f)„ Danach_gilt @185
Abs° 2 BVG in der Fassung des LeistungsverbesserungsG für die

"alten" Versicherungsfälle auch dann, wenn der Versicherte —
wie im vorliegenden Rechtsstreit — im Zeitpunkt des Inkraft—

tretens des leistungsverbesserungsG mit der Leistung der Kranken—

hauspflege bereits ausgesteuert war, dieselbe Kra kheit aber

‘noch andauerte°
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Demnach hat der klagende Landesfürsorgevcrband einen Ersatz—
anspruch gegen die beklagte Krankenkasse nach S 1551 Satz 1

in Verbindung mit 55 1555 Nm 2, 1524 Abs" 4 Sätze 2 bis 4 nm,
Dieser Anspruch ist im Urteilsausspruch des SG (mit 7/8 des .

Grundlohns) auch der Höhe nach richtig bemessen (vgl° % 1524

Abso 1 Sätze 2 bis 4 EVO)„ Die Verurteilung "nur dem Grunde

nach" (5 150 Satz 1 SGG) war zulässig°

Die Sprungrevision der beklagten Krankenkasse ist—daher als

unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf € 195 Abs„ 1 und 4 SGG°
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